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Rülke und Schweickert: Spielräume zur Hilfe für gefährdete
Familienunternehmen nutzen

EU-Kommission ermöglichte 100-prozentige Staatsbürgschaften.

Vor dem Hintergrund des Schreibens des Verbands „Die Familienunternehmer“, in dem dieser eine
100%ige Staatsbürgschaft für Kredite an mittelständische Unternehmen fordert, die aufgrund der
Corona-Krise unverschuldet in Liquiditätsengpässe gekommen sind, haben sich der Vorsitzende der
FDP/DVP Fraktion im Landtag von Baden-Württemberg, Dr. Hans-Ulrich Rülke und der Sprecher für
Mittelstand, Prof. Dr. Erik Schweickert, an die Landesregierung gewandt:

„Die EU-Kommission hat in der vergangenen Woche die Kreditvergabe mit 100-prozentiger Bürgschaft
durch den Staat ermöglicht. Wir fordern nun, diese neuen Spielräume schnell zu nutzen und die
Kreditgestaltung der KfW durch die zuständigen Bundesministerien zu überarbeiten. Der Verband der
Familienunternehmer hat zurecht darauf hingewiesen, dass es hier bisher massive Probleme gibt und
zahlreiche Arbeitsplätze gefährdet sind. In einem Brief an die Wirtschaftsministerin Hoffmeister-Kraut
haben wir das Land aufgefordert, dass es dazu sein volles Stimmengewicht einsetzt und Druck macht.
Sollte dies nicht erfolgreich sein, muss das Land mit eigenen Bürgschaften einspringen. Auch dies haben
die Familienunternehmen richtigerweise gefordert“, so Rülke.

 

Schweickert dazu: „Neben der besseren Kreditvergabe sind weitere Unterstützungsmaßnahmen für
unsere mittelständische Wirtschaft notwendig. Dazu gehört die Ausweitung des Corona-
Rettungsschirmes des Landes auf Unternehmen mit einer Größe zwischen 50 und 250 Mitarbeitern.
Durch das inzwischen angelaufene Bundesprogramm hat das Land hier finanzielle Möglichkeiten und
muss diese schnell für den Mittelstand nutzen. Daneben ist die rechtzeitige Entwicklung einer Exit-
Strategie notwendig. Nur so kann es gelingen, Arbeitsplätze zu retten und den Schaden für die Wirtschaft
in Baden-Württemberg einigermaßen zu begrenzen.“


